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des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 

(8. Ausschuß) 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 
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und 

über den von den Abgeordneten Dr. Greve, Dr. Böhm (Frankfurt), 
Dr. Reif, Dr. Strosdie und Genossen eingebrachten Entwurf eines 
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- Drucksache 3290 - 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kihn (Würzburg): 


I. Allgemeines zum Ersten Abschnitt 

Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 
22. Juli 1913 (RGBl. S. 583) bestimmt in § 3 Nr. 3 
und § 6, daß durch die Eheschließung mit einem 
Deutschen die Frau die Staatsangehörigkeit des 
Mannes erwirbt. Darüber, ob diese Rechtsfolge noch 
ein tritt, nachdem am 1. April 1953 der Grundsatz 
gleichen Rechtes für Mann und Frau aktuelles 
Recht geworden ist (Artikel 3 Abs. 2, Artikel 117 
Abs. 1 GG), gehen die Meinungen auseinander. Wäh- 
rend in Bayern die Auffassung vertreten wird, daß 
der im Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz 
(RuStAG) geregelte Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit durch Eheschließung mit dem Grund- 
satz der Gleichberechtigung nicht in Widerspruch 
steht, vertreten die anderen Bundesländer ein- 
schließlich des Landes Berlin und die Bundesregie- 
rung den Standpunkt, daß die vorgenannten Be- 
stimmungen des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes am 1, April 1953 außer Kraft getreten sind. 
Infolgedessen wird eine Ausländerin, die nach dem 
31. März 1953 einen deutschen Staatsangehörigen 
geheiratet hat, in Bayern als deutsche Staats- 
angehörige, in den anderen Ländern dagegen als 
Ausländerin behandelt. In Bayern wird ihr dem- 
gemäß das Wahlrecht zugestanden, in den anderen 
Ländern nicht; dort erhält sie einen Reisepaß, in 
den übrigen Ländern nicht. In Bayern wird ihr 


der ausländische Paß abgenommen, wenn sie nach 
der Rechtsordnung ihres Heimatstaates dessen 
Staatsangehörigkeit durch den Erwerb der Staats- 
angehörigkeit ihres Mannes verliert, in den ande- 
ren Ländern behält sie ihren ausländischen Paß. 

Entscheidungen oberer Gerichte liegen noch nicht 
vor; lediglich das Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen in Münster hat in einer 
noch nicht rechtskräftigen Entscheidung vom 26. Fe- 
bruar 1957 die Fortgeltung des § 6 RuStAG ver- 
neint. 

Der Bundesrat wollte der unterschiedlichen 
Praxis ein Ende bereiten und hat gemäß Artikel 76 
Abs. 1 GG beim Deutschen Bundestag den Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit — Drucksache 2146 — ein- 
gebracht. Nach § 6 Abs. 1 des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes in der Fassung des Bundes- 
ratsentwurfs soll die Ausländerin durch die Ehe- 
schließung mit einem deutschen Staatsangehörigen 
die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben, wenn 
sie deren Erwerb nicht ausschlägt. Auf diese Weise 
soll dem Willen der Frau Rechnung getragen 
werden. 

In der 138. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 23. März 1956 wurde der Gesetzentwurf dem 
Ausschuß für Angelegenheiten der inneren Verwal- 
tung — federführend — und dem Ausschuß für 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Rechtswesen und Verfassungsrecht zur Mitberatung 
überwiesen. Letzterer hat auf die Mitberatung ver- 
zichtet; der Bundestag hat sich in seiner 206. Sitzung 
vom 3. Mai 1957 damit einverstanden erklärt. 

Der 8. Ausschuß, der den Entwurf des Bundes- 
rates in 4 Sitzungen beraten hat, hat den Vor- 
schlag einer Lösung des Problems im Wege der 
Gesetzgebung begrüßt und die Ziele des Entwurfs, 
insbesondere die Wahrung des Grundsatzes der 
Familieneinheit trotz Berücksichtigung des indivi- 
duellen Willens der Frau, anerkannt; er hat jedoch 
eine andere Regelung für zweckmäßiger gehalten, 
und zwar aus folgenden rechtlichen und rechtspoli- 
tischen Erwägungen, die im wesentlichen mit der 
Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Ent- 
wurf übereinstimmen: 

1. Der 8, Ausschuß vermag sich der Auffassung der 
bayerischen Staatsangehörigkeitsbehörden, daß 
der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
immer einen Vorteil für die Frau bedeute, nicht 
anzuschließen, weil die Frau dadurch vielfach 
ihre bisherige Staatsangehörigkeit verlieren 
würde (z. B. die Österreicherin, die Italienerin, 
die Niederländerin). Dieser Verlust kann rechtliche 
Nachteile für sie mit sich bringen, kann aber 
auch aus ideellen Gründen, nämlich im Falle 
einer starken inneren Bindung an den Heimat- 
staat, eine ernstliche Beeinträchtigung der per- 
sönlichen Freiheit darstellen, die der Mann bei 
gleicher Sachlage nicht erfährt. In den Fällen, in 
denen der Verlust der Staatsangehörigkeit nicht 
eintritt, kann die Aufzwingung einer weiteren 
Staatsangehörigkeit dem Willen der Frau, aber 
auch ihren berechtigten Interessen, widersprechen. 

2. Der Bundesgesetzgeber ist in dem Zweiten Ge- 
setz zur Regelung von Fragen der Staatsangehö- 
rigkeit vom 17. Mai 1956 (BGBl. I S. 431) davon 
ausgegangen, daß § 6 RuStAG nicht mehr gilt 
(vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 1, § 7 Abs. 1). 

3. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung 
würde in den Fällen, in denen die Ausschlagungs- 
erklärung nicht spätestens bei der Eheschließung 
abgegeben wird, unter Umständen jahrelange Un- 
gewißheit über die Staatsangehörigkeit der Frau 
mit sich bringen. Die Dauer der Ungewißheit 
würde sich nicht einmal bei den in der Bundes- 
republik geschlossenen Ehen auf die vorgesehe- 
nen sechs Monate (§ 6 Abs. 1 RuStAG in der Bun- 
desratsfassung) beschränken, weil jede unver- 
schuldete Verhinderung Berücksichtigung finden 
soll (Absatz 5); noch zahlreicher würden die Fälle 
der Ungewißheit sein, wenn die Ehe vor einem 
ausländischen Standesbeamten geschlossen wird, 
der die Frau über die Rechtslage nicht belehrt. 
Bis zur Ausschlagung bzw. bis zum Ablauf der 
Ausschlagungsfrist stünde also nicht fest, ob die 
Ehefrau durch die Eheschließung deutsche Staats- 
angehörige geworden ist. Sollte sie sterben, ohne 
das Ausschlagungsrecht verloren zu haben, das 
sie nur selbst auszuüben befugt sein soll, dann 
könnten sich Schwierigkeiten z. B. bezüglich des 
maßgeblichen Erbrechts, vor allem aber hinsicht- 


lich der Staatsangehörigkeit ihrer Kinder er- 
geben. 

4. Würde die Frau erst nach der Eheschließung von 
dem Ausschlagungsrecht Gebrauch machen, dann 
würde sie in den Fällen, in denen das Staats- 
angehörigkeitsrecht ihres Heimatstaates die Rück- 
wirkung der Ausschlagung nicht anerkennt, son- 
dern dem Ex-lege-Erwerb der fremden Staats- 
angehörigkeit durch die Eheschließung als solche 
Verlustwirkung beilegt, staatenlos werden. 

5. Ein kraft Gesetzes eintretender Erwerb der deut- 
schen Staatsangehörigkeit würde trotz des Aus- 
schlagungsrechts in vielen Fällen die bisherige 
Staatsangehörigkeit der Frau bestehen lassen 
und damit Mehrstaatigkeit herbeiführen. Das gilt 
z. B. für die französische Staatsangehörigkeit, die 
Staatsangehörigkeit der nordischen Staaten und 
Islands, der meisten südamerikanischen Staaten 
und vieler Commonwealth-Länder, auch für die 
Staatsangehörigkeit der USA. Wählt dagegen der 
deutsche Gesetzgeber eine Regelung, die den Er- 
werb der deutschen Staatsangehörigkeit von 
einem positiven Tun der Ehefrau abhängig macht, 
dann wird wesentlich seltener Mehrstaatigkeit 
entstehen; sie entfiele für die Französinnen, die 
Angehörigen der drei nordischen Staaten und 
Islands, für die Brasilianerinnen und Chilenin- 
nen, die Frauen aus Paraguay, Peru und Vene- 
zuela schlechthin, für die übrigen vorstehend ge- 
nannten Gruppen wenigstens dann, wenn sie zur 
Zeit des Erwerbs der deutschen Staatsangehörig- 
keit nicht in ihrem Heimatlande leben. 

Ob Mehrstaatigkeit ganz allgemein vermieden 
werden muß, kann dahingestellt bleiben. Der 
Europarat steht jedenfalls auf diesem Stand- 
punkt und bereitet unter Mitwirkung der Bun- 
desrepublik eine Konvention über die Verhinde- 
rung künftiger und die Verminderung bereits be- 
stehender Mehrstaatigkeit vor. Mehrstaatigkeit 
ist mindestens dann Ursache für Schwierigkeiten 
aller Art, wenn das Recht des Staates, dem eine 
deutsche Staatsangehörige gleichzeitig angehört, 
die Staatsangehörigkeit der Mutter auch auf ehe- 
liche Kinder übergehen läßt, wie es z. B. nach 
dem Recht Frankreichs, der USA und Brasiliens 
der Fall ist. 

6. Der automatische Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit durch Eheschließung würde, auch 
wenn er mit einem Ausschlagungsrecht verbun- 
den wäre, nicht den Forderungen entsprechen, 
die in dem Entwurf einer UN-Konvention be- 
treffend die Staatsangehörigkeit der heiratenden 
und verheirateten Frau enthalten sind. Auf die 
Stellungnahme der Bundesregierung unter I Nr. 4 
wird Bezug genommen. Die Konvention ist am 
29. Januar 1957 vor der UN-Vollversammlung 
verabschiedet und bereits von mehreren Staaten 
angenommen worden. 

7. Im Falle der im Ausland nach Ortsrecht, also 
nicht vor dem deutschen Konsul geschlossenen 
Ehe würde die Frau keine sachgemäße Belehrung 
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erfahren. Das könnte dazu führen, daß sie, ohne 
es zu wollen oder sogar gegen ihren Willen, deut- 
sche Staatsangehörige würde. Dies gilt auch und 
vor allem für die Übergangsregelung in Artikel 2 
des Entwurfs des Bundesrates. 

Aus diesen Erwägungen hat der 8. Ausschuß die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung durch eine 
andere ersetzt. 


II. Im einzelnen zum Ersten Abschnitt 
Zu Artikel I 

Die Ausländerin, die mit einem deutschen Staats- 
angehörigen die Ehe schließt und durch die Ehe- 
schließung nicht mehr kraft Gesetzes die Staats- 
angehörigkeit des Mannes erwirbt, soll einen An- 
spruch auf Einbürgerung haben. Nach der Über- 
zeugung des Ausschusses erfordert der Grundsatz 
gleichen Rechtes für Mann und Frau nicht, daß dem 
Ausländer, der eine deutsche Staatsangehörige 
heiratet, die gleichen Möglichkeiten erleichterten 
Erwerbes der deutschen Staatsangehörigkeit eröff- 
net werden, weil es sich um zwei wesensverschie- 
dene Tatbestände handelt. 

Zu Nr. 1 (§ 3 Nr. 3 RuStAG) 

Die Änderung des Inhalts des § 6 bedingt, daß 
an Stelle der Worte „durch Eheschließung (§ 6)“ die 
Worte „durch Erklärung (§ 6 Abs. 2)“ gesetzt 
werden. 

Zu Nr. 2 (§ 6) 

Absatz 1 
Satz 1 

Weil auch der Ausschuß in der einheitlichen 
Staatsangehörigkeit beider Ehegatten ein erstre- 
benswertes Ziel sieht, soll der Anspruch auf Ein- 
bürgerung bestehen, ohne daß die Voraussetzungen 
des § 8 gegeben sein müssen. Im Hinblick auf Ar- 
tikel 6 GG ist dem Grundsatz der Familieneinheit 
aber auch der Vorrang vor Erwägungen der Sicher- 
heit des Staates eingeräumt worden; deshalb wurde 
auf eine Sicherheitsklausel nach dem Vorbilde des 
§ 6 Abs. 1 des Ersten Gesetzes bzw. des § 3 Abs. 5 
des Zweiten Gesetzes zur Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit verzichtet, zumal § 6 RuStAG 
in der bisherigen Fassung den automatischen Er- 
werb der deutschen Staatsangehörigkeit durch Ehe- 
schließung vorsah, ohne einzelne Frauen aus Grün- 
der der Staatssicherheit vom Staatsangehörigkeits- 
erwerb auszuschließen. 

Der Begriff „Deutscher“ bestimmt sich nach der 
Terminologie des Reidis- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes, nicht nach der des Artikels 116 Abs. 1 GG. 

Satz 2 

Der schuldlos geschiedenen Ehefrau steht der 
Anspruch auf Einbürgerung noch binnen Jahres- 
frist zu, vorausgesetzt, daß sich die Schuldlosigkeit 
aus dem Scheidungsurteil ergibt. 


Absatz 2 

Wird die Ehe vor einem deutschen Standes- 
beamten geschlossen, also auch vor einer Person, 
die auf Grund des Gesetzes, betreffend die Ehe- 
schließung und die Beurkundung des Personen- 
standes von Bundesangehörigen im Ausland vom 

4. Mai 1870 (BGBl. S. 599) zur Eheschließung er- 
mächtigt ist, so genügt die Erklärung, deutsche 
Staatsangehörige werden zu wollen. Die Erklärung 
hat konstitutive Wirkung. 

Absatz 3 

Die Minderjährige kann die Erklärung selbst ab- 
geben; es bedarf keiner Mitwirkung ihres gesetz- 
lichen Vertreters. 

Zu Artikel II 

Er enthält die Übergangsregelung für die in der 
Zeit vom 1. April 1953 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geschlossenen Ehen. 

Absatz 1 gibt auch diesen Frauen einen Anspruch 
auf Einbürgerung, und zw ar unter den gleichen Be- 
dingungen, wie wenn sie jetzt erst die Ehe schließen 
würden. 

Absatz 2 
Satz 1 und 2 

Da die Einbürgerung nur ex nunc wirkt, die 
Frauen aber ein berechtigtes Interesse haben kön- 
nen, schon seit der EhesÄließung deutsche Staats- 
angehörige zu sein, vor allem dann, wenn sie be- 
reits als solche behandelt worden sind, wird ihnen 
die Möglichkeit eröffnet, durch eine konstitutiv 
wirkende Erklärung diesen Erfolg herbeizuführen. 

Die Erklärung ist binnen Jahresfrist gegenüber 
der zuständigen Einbürgerungsbehörde abzugeben. 
Die örtliche Zuständigkeit richtet sich, ebenso wie 
im Falle des § 6 Abs. 1 neuer Fassung, nach § 17 
Abs. 3 und § 27 des Ersten Gesetzes zur Regelung 
von Fragen der Staatsangehörigkeit. Durch die Er- 
klärung wird die deutsche Staatsangehörigkeit mit 
Rückwirkung auf den Zeitpunkt der Eheschließung 
erworben. 

Satz 3 trifft eine Regelung für den Fall, daß die 
Frau vor Inkrafttreten des Gesetzes oder vor Ab- 
lauf der Erklärungsfrist gestorben ist; dann soll 
§21 des Gesetzes zur Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit vom 22. Februar 1955 (BGBl. I 

5. 65) entsprechende Anwendung finden. 

Satz 4 

Ist die Ausländerin nach ihrer Eheschließung be- 
reits eingebürgert worden, so erwirbt sie durch die 
Erklärung die deutsche Staatsangehörigkeit für die 
Zeit von der Eheschließung bis zur Einbürgerung. 

Es ist der ausdrückliche Wunsch des Ausschusses, 
daß Frauen, die auf Grund ihrer nach dem 31. März 
1953 erfolgten Eheschließung mit einem deutschen 
Staatsangehörigen schon als deutsche Staatsangehö- 
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rige behandelt worden sind, nicht nur durch Presse 
und Rundfunk auf das vorliegende Gesetz aufmerk- 
sam gemacht, sondern tunlichst auch individuell, 
notfalls unter Heranziehung der statistischen Zähl- 
blätter, über die Rechtslage unterrichtet werden, 
falls sich eine solche Benachrichtigung mit dem 
Streben nach Verwaltungsvereinfachung verein- 
baren läßt. 


III. Zum Zweiten Abschnitt 

Nach § 12 des Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit vom 22. Februar 1955 
(BGBl. I S. 65) stand der Anspruch auf Einbürge- 
rung bis zum 31. Dezember 1956 dem Staatsange- 
hörigen zu, der im Zusammenhang mit Verfolgungs- 
maßnahmen aus politfechen, rassischen oder reli- 
giösen Gründen in der Zeit von 1933 bis 1945 vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eine fremde Staats- 
angehörigkeit erworben hat, auch wenn er seinen 
dauernden Aufenthalt im Auslande beibehält. 

Die Frist ist mit dem Ende des vorigen Jahres 
abgelaufen. Aus den Kreisen der Beteiligten wurde 
der Wunsch laut, den § 12 ohne jede Befristung und 
unter Ausdehnung auf die Abkömmlinge erneut in 
Kraft zu setzen. Aus der Mitte des Bundestages 
wurde daraufhin die Gesetzesvorlage (Antrag der 
Abgeordneten Dr. Greve, Dr. Böhm [Frankfurt], 
Dr. Reif, Dr. Strosche und Genossen) — Druck- 
sache 3290 — beim Bundestag eingebracht. Dieser 
hat in seiner Sitzung vom 5. April 1957 die Vor- 
lage dem Ausschuß für Angelegenheiten der inne- 
ren Verwaltung (federführend) und dem Ausschuß 
für Fragen der Wiedergutmachung (mitberatend) 
überwiesen. 


Der Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung beschloß, die Gesetzesvorlage — Druck- 
sache 3290 — ■ dem vom Bundesrat eingebrachten 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Regelung von 
Fragen der Staatsangehörigkeit — Drucksache 2146 
— als „Zweiter Abschnitt Artikel III“ einzufügen. 

Zu Artikel III (§ 12 Abs. 1) 

In Übereinstimmung mit dem Vorschlag des 
Ausschusses für Fragen der Wiedergutmachung er- 
fuhr die Vorlage die aus der Anlage ersichtliche 
Fassung. Nach Absatz 1 des § 12 soll der Anspruch 
auf Einbürgerung dem aus politischen, rassischen 
oder religiösen Gründen Verfolgten unbefristet zu- 
stehen, und zwar auch jenen früheren deutschen 
Staatsangehörigen, die erst in der Emigration ge- 
boren sind. 

Der Ausschuß hat sich entschlossen, aus Absatz 1 
des Entwurfs die Worte „mit seinen Abkömmlin- 
gen“ herauszunehmen und den Entwurf in einem 
Absatz 2 klarer zu fassen. Der Anspruch auf Ein- 
bürgerung soll auch den Abkömmlingen zustehen, 
die nur deswegen nicht deutsche Staatsangehörige 
geworden sind, weil der eheliche Vater oder bei 
unehelichen Abkömmlingen die Mutter im Zeit- 
punkt der Geburt des Kindes im Hinblick auf die 
gegen sie gerichteten Verfolgungsmaßnahmen eine 
fremde Staatsangehörigkeit erworben und dadurch 
die deutsche Staatsangehörigkeit verloren hatte. 
Dieser Anspruch soll bis zum 31. Dezember 1970 
befristet sein. 

Bonn, den 28. Mai 1957 

Dr. Kihn (Würzburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen 2146, 3290 — in 
der anliegenden Fassung mit der Überschrift „Ent- 
wurf eines Dritten Gesetzes zur Regelung von Fra- 
gen der Staatsangehörigkeit“ anzunehmen. 

Bonn, den 28. Mai 1957 

Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

Mater (Freiburg) Dr. Kihn (Würzburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 8. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Änderung des Reichs- und Staatsangehörig- 
keitsgesetzes 

Artikel I 

An die Stelle der mit Ablauf des 31. März 
1953 außer Kraft getretenen § 3 Nr. 3 und 
§ 6 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsige- 
setzes vom 22. Juli 1913 (Reichsgesetzbl. 
S. 583) treten folgende Bestimmungen: 

1. § 3 Nr. 3: 

„durch Erklärung (§ 6 Abs. 2)“ 

2 . § 6 : 

„(1) Eine Ausländerin, die mit einem 
Deutschen die Ehe schließt, hat einen An- 
spruch auf Einbürgerung, solange die Ehe 
besteht und der Ehemann die deutsche 
Staatsangehörigkeit 'besitzt. Endet die Ehe 
durch Tod oder wird 'sie ohne Verschul- 
den der Ehefrau geschieden, so steht der 
Ehefrau der Anspruch auf Einbürgerung 
noch bis zum Ablauf eines Jahres nach 
dem Tode ihres Mannes oder nach Redits- 
kraft der schuldlosen Scheidung zu. 

(2) Wird die Ehe vor einem deutschen 
Standesbeamten geschlossen, so kann die 
Ausländerin die deutsche Staats angehörig- 
keit auch dadurch erwerben, daß sie bei 
der Eheschheßung zu Protokoll des Stan- 
desbeamten erklärt, deutsche Staatsange- 
hörige werden zu wollen. 

(3) Minderjährige stehen Volljährigen 
gleich. 

(4) Das Verfahren gemäß Absatz 1 und 2 
ist gebührenfrei.“ 

Artikel II 

(1) Frauen, die in der Zeit vom 1. April 
1953 bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 


als Ausländerinnen mit deutschen Staatsan- 
gehörigen die Ehe geschlossen haben, haben 
einen Anspruch auf Einbürgerung gemäß 
§ 6 Abs. 1 des Reichs- und Staatsangehörig- 
keitsgesetzes in der Fassung dieses Gesetzes. 

(2) Sic können innerhalb einer Ausschluß- 
frist von einem Jahr erklären, daß sie die 
deutsche Staatsangehörigkeit mit Rückwir- 
kung auf den Zeitpunkt der Ehesdiließung 
erworben haben wollen. Die Erklärung muß 
gegenüber der zuständigen Einbürgerungsbe- 
hörde in öffentlich beglaubigter Form oder 
zu Protokoll der Behörde abgegeben werden 
und bewirkt den rückwirkenden Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit für die Erklä- 
rende und für die Personen, die die deutsche 
Staatsangehörigkeit von ihr abgeleltöt hätten. 
Ist sie vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ge- 
storben oder stirbt sie vor Ablauf der Er- 
klärungsfrist, so gilt § 21 des Gesetzes zur 
Regelung von Fragen der Staatsangehörig- 
keit vom 22. Februar 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 65) entsprechend. Das Erklärungsrecht be- 
steht auch, wenn die Ausländerin vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eingebürgert 
worden ist. 

(3) § 6 Abs. 3 und 4 des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes ln der Fassung 
dieses Gesetzes finden Anwendung. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Änderung des Gesetzes zur Regelung von 
Fragen der Staatsangehörigkeit 

Artikel III 

§ 12 des Gesetzes zur Regelung von Fra- 
gen der Staatsangehörigkeit vom 22. Februar 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 65) erhält folgende 
Fassung: 

4 12 

(1) Der Anspruch auf Einbürgerung steht 
auch dem früheren deutschen Staatsangehöri- 
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gen zu, der im Zusammenhang mit Verfol- 
gungsmaßnahmen aus politischen, rassischen 
oder religiösen Gründen in der Zeit vom 
30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes eine fremde 
Staatsangehörigkeit erworben hat, auch 
wenn er seinen dauernden Aufenthalt im 
Ausland beilbehält. 

(2) Der Anspruch auf Einbürgerung steht 
den Abkömmlingen der in Absatz 1 genann- 
ten Personen bis zum 31. Dezember 1970 
zu.“ 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 
A r t i k e 1 IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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